
So titelte die Kronenzeitung vor wenigen Wochen. Beim 
genauen Studium zeigte sich ein sehr tendenziöser und 

schlecht recherchierter Artikel, in dem zudem noch Kraut 
und Rüben durcheinandergemischt wurden. Die elektronische 
Rechnungslegungspflicht wurde mit den 100 neu geschaffenen 
Stellen verquickt. Als Motiv für die elektronische Einreichung 
durch die „Wahlärzt:innen“ wird angegeben, dass damit eine 
große Erleichterung für die Patient:innen verbunden sei, um in 
den nächsten Sätzen zu betonen, dass sich die Anzahl der Anträ-
ge in den letzten vier Jahren verdreifacht hat. Hier müssen die 
überforderten Kassen entlastet werden. Mitten im Artikel findet 
sich eine Umfrage, die besagt, dass bereits 72 Prozent (sic!) der 
Patient:innen auf „Wahlärzt:innen“ ausweichen müssen.
Kurz wird auch auf die verpflichtende Einbindung in ELGA 
und in das öffentliche System eingegangen, natürlich ohne zu 
erwähnen, dass viele dieser zusätzlichen Vorschriften einerseits 
mit Kosten und andererseits mit erhöhtem Bürokratieaufwand 
verbunden sein werden.
Zeitgleich hat eine Aussendung des Referats und der Kurie eine 
große Diskussion ausgelöst, teilweise standespolitisch motiviert, 
teilweise schlicht technischer Natur. 
Ich fasse daher noch einmal kurz zusammen, Details findet man 
ausführlich auf unserer Homepage. Einfach unter „Suchen“ 
„Wahlarzt“ eingeben!
 
1. Rezepturbefugnis

Seit 1.1.2024 wird eine Rezepturbefugnis nur mehr erteilt, wenn 
in der Wahlarztordination eine e-card-Ausstattung existiert! 
Allerdings gibt es bei der Umsetzung technische und logisti-
sche Probleme. Daher wurde zumindest kurzfristig eine Lösung 
gesucht und gefunden. Aufgrund einer zwischen der ÖGK und 
der Apothekerkammer auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen 
Vereinbarung entfällt die Notwendigkeit der Anerkennung von 
Wahlarztrezepten mit frei verschreibbaren Heilmitteln aus dem 
grünen Bereich des Erstattungskodex als Kassenrezepte. Wahl-
arztrezepte für diese Arzneimittel werden somit in den Apothe-
ken gegen Rezeptgebühr abgegeben, für die Verordnung wird 
keine Rezepturbefugnis benötigt. Diese Vereinbarung kann 
natürlich schnell widerrufen werden. 

2. Elektronische Honorarnoten ab 1.7.2024,  
WahlArztHonorarnotenonline (WHAonline) 

Ab 1. Juli 2024 haben freiberuflich tätige Ärzt:innen sowie ärzt-
liche Gruppenpraxen, für deren Leistungen Kostenerstattungen, 
Kostenersätze oder Kostenzuschüsse gewährt werden sollen, dem 
Krankenversicherungsträger die von den Patient:innen nach-
weislich bezahlten Honorarnoten nach deren Zustimmung mit 
einem einheitlichen Datensatz in elektronischer Form zu über-
mitteln!
Über das ELDA-Service WAHonline können „Wahlärzt:innen“ 
bereits bezahlte Honorarnoten elektronisch an die ÖGK über-
mitteln.
WAHonline ist keine Abrechnungsmöglichkeit für die 
Wahlbehandler:innen. Daher dürfen ausschließlich bezahlte 
Rechnungen via WAHonline an den jeweils zuständigen Kran-
kenversicherungsträger gesendet werden. Die Übermittlung 
noch offener Honorarnoten, um Patient:innen z.B. eine Vor-
finanzierung zu ersparen, ist unzulässig. Je nachdem, welche 
Zahlungsmethoden der:die Wahlbehandler:in anbietet, kann 
die Rechnung vor der Nutzung von WAHonline bar, per Erlag-
schein, per EC-Karte, Kreditkarte oder mit Mobile Payment-
Lösungen bezahlt werden. Ob sich die Implementierung bis zum 
Sommer flächendeckend ausgeht, bezweifle nicht nur ich. Alter-
nativ können die Honorarnoten auch über ELDA (nicht ELGA) 
hochgeladen werden.

3. ELGA

Im aktuellen Gesetzesentwurf zur Gesundheitsreform ist fest-
gehalten, dass „Wahlärzt:innen“ ab 1. Jänner 2026 ans e-card-
System angebunden sein müssen. Eine ausführliche Zusam-
menfassung ist auf unserer Homepage zu finden. Dieser Passus 
wurde per Gesetz in das Berufsrecht im Ärztegesetz integriert. 
Im Gegensatz zu WAHonline, in dem zumindest derzeit keine 
Sanktionen vorgesehen sind, können Verstöße gegen das Berufs-
recht geahndet werden. Beispiele sind die ÖQMED und auch 
die DFP-Verordnung.

Das ganze Paket wird damit begründet, dass die „Wahlärzt:innen“ 
endlich in das öffentliche Gesundheitssystem eingebunden wer-
den müssen. Ich frage mich, ob in Zukunft auch Anwält:innen 
oder Notar:innen unter die Fuchtel der Gerichte gestellt werden, 
mit derselben Begründung. In Wirklichkeit geht es darum, die 
Ärzteschaft als freie Unternehmer:innen abzuschaffen, nicht die 
freien Ärzt:innen per se, denn die sind und werden immer frei 
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bleiben, in ihrer Entscheidung und ihrem Wirken. Das liegt ein-
fach daran, dass die Medizin nur unmittelbar erbracht werden 
kann. 
Ich verstehe zwar, dass der Politik in ihrem Regulierungswahn 
die freien Unternehmer:innen ein Dorn im Auge sind, aber 
das Vorgehen geht an der Realität weit vorbei. Damit erreicht 
man genau das Gegenteil. Man drängt so systemrelevante 
„Wahlärzt:innen“ aus dem System! 

Vor vielen Jahren nahm ich an einer Bezirksärzteversammlung 
teil, in der beim standespolitischen Teil eine wilde Diskussion 
über „Wahlärzt:innen“ und deren Privilegien ausbrach. Es 
wurde nach Regeln gerufen, die strikt einzuhalten wären. Ich 
versuchte darzustellen, dass „Wahlärzt:innen“ eben deshalb 
Privatärzt:innen geworden sind, weil sie sich eben nicht den 
Zwängen des Kassenvertrages unterwerfen wollten. Von einigen 
wurde lautstark eine Sanktionsmöglichkeit für „widerspenstige“ 
„Wahlärzt:innen“ gefordert. Da ich auf meine Frage, wie man 
denn freie Unternehmer:innen sanktionieren will, keine Ant-
wort der Vortragenden erhielt, machte ich einen nicht ernst 
gemeinten Vorschlag. Als Sanktion müssen alle widerspenstigen 
„Wahlärzt:innen“ einen Kassenvertrag annehmen! Anscheinend 
hat damals vor über zwanzig Jahren jemand zugehört, hat die 
Satire nicht verstanden und versucht jetzt es umzusetzen. Es 
wird das Gegenteil erreicht werden. Manche „Wahlärzt:innen“, 
auch durchaus systemrelevante, werden sich aus dem System ver-
abschieden, und die Nachfolger:innen werden ausbleiben. Ich 
fürchte, das Paket wird zur Zerstörung des Systems, wie wir es 
kennen und welches trotz Hindernissen durch die Politik ein-
zig durch unseren unermüdlichen Einsatz und dem unserer 
Mitarbeiter:innen gerade noch funktioniert. Cui bono? Wird 
hier eine Einbahnstraße Richtung verstaatlichter Medizin 
geschaffen oder bereits der „Highway To Hell“? 

Mich hat interessiert, wie das neutrale Beobachter:innen sehen. 
Was kann neutraler, aber vor allem emotionsfreier als eine 
Maschine sein? Ich habe daher die Worte „Wahlarzt“, „Schi-
kane“ und „Lösung“ in ChatGPT eingegeben und war ob des 
Outputs, für den die Maschine exakt 0,91 Sekunden brauchte, 
mehr als überrascht! Ich möchte sie meinen Leser:innen nicht 
vorenthalten: 

„In Österreich haben Patient:innen die Wahl zwischen Wahlärzt:innen 
und Kassenärzt:innen. Wahlarztpraxen bieten oft eine höhere Flexibi-
lität bei Terminen und längere Behandlungszeiten, jedoch müssen die 
Patient:innen einen Teil der Kosten selbst tragen, da diese nicht voll-
ständig von der Sozialversicherung gedeckt sind.
Schikanen, die in diesem Kontext auftreten können, umfassen mögli-
cherweise lange Wartezeiten auf Termine, bürokratische Hindernisse wie 
zusätzliche Genehmigungen oder administrative Komplikationen, sowie 
mögliche unfaire Behandlung von Patient:innen. Solche Schikanen kön-
nen den Zugang zu Gesundheitsdiensten erschweren und das Vertrauen 
der Bevölkerung in das Gesundheitssystem beeinträchtigen.

Es liegt daher in der Verantwortung des Gesetzgebers, sicherzustellen, 
dass das Gesundheitssystem gerecht, zugänglich und effizient ist. Dies 
kann durch die Implementierung von Maßnahmen erfolgen, die unnö-
tige bürokratische Hürden reduzieren, den Zugang zu Wahlarztdiensten 
erleichtern und die Qualität der Versorgung verbessern. Ein ausgewo-
genes Gleichgewicht zwischen den Bedürfnissen der Patient:innen und 
den Anforderungen an das Gesundheitssystem ist entscheidend, um eine 
optimale Versorgung zu gewährleisten.“ 

Eigentlich scheint die Sache so klar, dass sogar die künstliche 
Intelligenz, die ja noch in den Anfangsstadien steckt, klarer sieht 
als viele Verantwortliche. Vielleicht ist dies aber auch nur dem 
Wahlkampf geschuldet, der wie Häupl ja so treffend formulierte, 
„... Zeit fokussierter Unintelligenz ist. Da passieren halt gelegent-
lich Dinge, die nicht gescheit sind“. Wir müssen vordringlich 
Programme gegen die natürliche Unintelligenz entwickeln. Ich 
hoffe zumindest, dass nach dem 29. September wieder Ruhe 
einkehrt und sich die Ärzteschaft und vor allem die ÖÄK bis 
dahin und darüber hinaus gegen diesen Irrsinn zur Wehr setzt. 
Ich bin auch bereit, in dieser Causa persönlich den Klageweg zu 
bestreiten. Wir sind nicht das Freiwild der Politik!

VP DR. MAX WUDY
Kurienobmann der niedergelassenen Ärzte

max.wudy@arztnoe.at
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